
dungsfindung und Organisation der Durchführung. Sie 
soll am Beispiel der Vorbereitung von Plenarentschei­
dungen des Obersten Gerichts und der Bezirksgerichte 
vorgenommen werden. Ferner sollen die bisherigen 
Leitungs- und Informationsmodelle ausgewertet und 
theoretisch verallgemeinert werden. Zum Gegenstand 
des Kapitels gehören weiter Fragen der Statistik und 
Analyse, der Rationalisierung, der Gemeinschaftsarbeit 
zwischen den Rechtspflegeorganen und der Kontrolle 
der Durchführung.

Forschungsvorhaben der Sektion „Sozialistische Rechts­
pflege“ für die Jahre 1970/71

In dem vom Rat für staats- und rechtswissenschaftliche 
Forschung bestätigten Forschungsplan der Sektion „So­
zialistische Rechtspflege“ der Deutschen Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ für 
die Jahre 1970/71 werden alle Kräfte auf ein einheit­
liches Forschungsvorhaben konzentriert, das unter dem 
Thema steht: „Die mit dem Gesamtsystem der Planung 
und Leitung von Produktion, Wissenschaft, Bildung und 
Arbeite- und Lebensbedingungen in Zentren der Struk­
turpolitik und des gesellschaftlichen Lebens entstehen­
den neuen Bedingungen für die Bekämpfung und Vor­
beugung von Straftaten und anderen Rechtsverletzun­
gen sowie für die Verhütung und Lösung von Rechts­
konflikten und die sich daraus ergebenden Anforde­
rungen an die wissenschaftliche Führungstätigkeit der 
Volksvertretungen, Betriebe und Rechtspflegeorgane.“
Ziel des Forschungsvorhabens ist es, das in seiner 
Grundstruktur und in seinön Hauptelementen gegebene 
Gesamtsystem der Kriminalitätsbekämpfung und -Vor­
beugung und seine zentrale Planung und Leitung durch 
die Ausarbeitung konkreter sachlicher und territorialer 
Teilsysteme zu Schwerpunkten gesellschaftlichen Fehl­
verhaltens zu vervollkommnen. Das Forschungsvor­
haben erstreckt sich nicht nur auf die Bekämpfung und 
Vorbeugung der Kriminalität, sondern schließt auch 
die Lösung und Vorbeugung von Rechtskonflikten 
zivil-, familien- und arbeitsrechtlicher Natur ein. 
Hauptanliegen des Forschungsvorhabens ist es, die 
neuen Bedingungen und Möglichkeiten, die mit der 
Verwirklichung der Strukturpolitik der Partei- und 
Staatsführung geschaffen werden, für die Bekämpfung 
und Vorbeugung von Straftaten und anderen Rechts­
verletzungen, für die Ausräumung von Konfliktstoffen 
und für die Entfaltung der erzieherischen Potenzen der 
sozialistischen Gesellschaft zu untersuchen und Wege zu 
ihrer vollen Nutzbarmachung auszuarbeiten. Aus dem 
Beschluß des Staatsrates zur Entwicklung sozialisti­
scher Kommunalpolitik vom 16. April 1970 (GBl. I
S. 39) sollen Schlußfolgerungen für das Gebiet der 
Rechtspflege und die Gestaltung des Systems der Kri­
minalitätsbekämpfung und -Vorbeugung und für die 
Bekämpfung anderer Rechtsverletzungen bzw. die Lö­
sung von Rechtskonflikten gezogen werden.
Mit diesem wissenschaftlichen Vorhaben soll der Nach­
weis erbracht werden, daß mit der Verwirklichung der 
Strukturpolitik und der Meisterung der wissenschaft­
lich-technischen Revolution unter sozialistischen Ver­
hältnissen günstigere Bedingungen für die Ausräu­
mung von Kc -iflikten der verschiedensten Art geschaf­
fen werden. Das Vorhaben richtet sich deshalb gegen 
alle bürgerlich-revisionistischen Behauptungen, nach 
denen die wissenschaftlich-technische Revolution, die 
„Urbanisierung“ und ähnliche Prozesse mit Notwen­
digkeit zu einem Anwachsen der Kriminalität und an­
derer gesellschaftswidriger Verhaltensweisen führen. 
Auch auf diesem Gebiet läßt sich die historische Über­
legenheit des Sozialismus über den Kapitalismus nach- 
weisen.

Im Rahmen des generellen Forschungsthemas sind fol­
gende Schwerpunkte zu bearbeiten:
1. Die Wirkung der neuen gesellschaftlichen Bedin­
gungen und Prozesse auf die Zurückdrängung der Ein­
flüsse der ideologischen Diversion, gestörter Beziehun­
gen zur Arbeit, rückständigen Bildungs- und Erzie­
hungsniveaus, defekter Familienbeziehungen und 
niveauloser Freizeitgestaltung als Determinanten der 
Kriminalität junger Menschen, der Rückfallkriminali­
tät und der sozialen und kriminellen Gefährdung unter 
gleichzeitiger Präzisierung ihrer Rolle und Wertigkeit 
im Determinationsgefüge dieser Erscheinungen.
2. Die Entfaltung der gesellschaftlich-erzieherischen Po­
tenzen der sozialistischen Demokratie im Territorium 
und im Betrieb für die Gestaltung eines effektiven, 
durchgängigen, einheitlichen Erziehungsprozesses von 
Rechtsverletzern in Realisierung der Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit ohne Freiheitsentzug 
und die sich daraus ergebenden Anforderungen an die 
Effektivität der Rechtsprechung und ihrer Leitung.
3. Das Modell einer Systemlösung des Zusammenwir­
kens der staatlich-gesellschaftlichen Organisationsfor­
men der sozialistischen Demokratie unter Leitung der 
Volksvertretung bei der Bekämpfung und Vorbeugung 
der Kriminalität junger Menschen und der kriminellen 
Gefährdung in Zentren der Strukturpolitik und des 
gesellschaftlichen Lebens.
4. Der Einfluß neuer Versorgungs-, Betreuungs- und 
Konsumtionsbeziehungen zwischen Betrieben, Einrich­
tungen und Bürgern in strukturbestimmenden Zentren 
auf den Charakter und die Ursachen zivilrechtlicher 
Konflikte und die sich daraus ergebenden Aufgaben 
der vollen Integration der Zivilrechtspflege in die 
Leitung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent­
wicklung durch die Volksvertretungen im Territorium.
5. Die neuen Bedingungen für die Erhöhung der er­
zieherischen Wirksamkeit des Arbeitsrechts, die Erfor­
schung der Ursachen von Arbeitsrechtsverletzungen und 
Arbeitsstreitigkeiten und die Anforderungen an die 
Effektivität der Arbeitsrechtsprechung und ihrer Lei­
tung.
Das sind im Prinzip auch die Schwerpunkte der For­
schungsarbeit der rechtswissenschaftlichen Sektionen 
an den Universitäten auf dem Gebiet der Rechtspflege.

/
Verwirklichung der sozialistischen Wissenschaftsorga­
nisation

Eine derart komplexe und konzentrierte Forschungs­
arbeit, wie sie mit der Ausarbeitung des Lehrbuchs 

Sozialistische Rechtspflege in der DDR“ und der in 
den Forschungsplänen festgelegten Aufgaben zu leisten 
ist, setzt natürlich neue Maßstäbe für die Organisierung 
und Leitung der wissenschaftlichen Arbeit.
Vom Rat für staats- und rechtswissenschaftliche For­
schung der DDR wurde ein Arbeitskreis für die Be­
ratung der theoretischen und wissenschaftsorganisatori­
schen Probleme der Forschungsarbeit auf dem Gebiet 
der sozialistischen Rechtspflege gebildet. Er wird vom 
Direktor der Sektion „Sozialistische Rechtspflege“ der 
Akademie geleitet. Im Arbeitskreis wurden die Ent­
scheidungen des Rates für staats- und rechtswissen­
schaftliche Forschung vorbereitet. Er leistete eine um­
fangreiche Arbeit zur Ausarbeitung der Konzeption des 
Lehrbuchs und zur Festlegung der Forschungsauf­
gaben.
Die Deutsche Akademie für Staats- und Rechtswissen­
schaft „Walter Ulbricht“ übt die Leitfunktion für die 
gesamte Forschungsarbeit auf dem Gebiet der sozia­
listischen Rechtspflege aus. In Wahrnehmung dieser 
Leitfunktion wurden zur Realisierung der Fo.rschungs-
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